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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2012 Ausgegeben am 2. August 2012 Teil I 

77. Bundesgesetz: Änderung des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 und des 

Luftfahrtgesetzes 

 (NR: GP XXIV RV 1809 AB 1867 S. 164. BR: AB 8768 S. 812.) 

77. Bundesgesetz, mit dem das Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 und das 
Luftfahrtgesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 

Das Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit 
(Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000), BGBl. Nr. 697/1993, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 51/2012, wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2, 4 und 4a wird jeweils folgender Satz angefügt: 

„Die Einzelfallprüfung entfällt, wenn der Projektwerber/die Projektwerberin die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt.“ 

2. § 3 Abs. 7 lautet: 

„(7) Die Behörde hat auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin, einer mitwirkenden 
Behörde oder des Umweltanwaltes festzustellen, ob für ein Vorhaben eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist und welcher Tatbestand des 
Anhanges 1 oder des § 3a Abs. 1 bis 3 durch das Vorhaben verwirklicht wird. Diese Feststellung kann 
auch von Amts wegen erfolgen. Der Projektwerber/die Projektwerberin hat der Behörde Unterlagen 
vorzulegen, die zur Identifikation des Vorhabens und zur Abschätzung seiner Umweltauswirkungen 
ausreichen. Hat die Behörde eine Einzelfallprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen, so hat sie 
sich dabei hinsichtlich Prüftiefe und Prüfumfang auf eine Grobprüfung zu beschränken. Die Entscheidung 
ist in erster und zweiter Instanz jeweils innerhalb von sechs Wochen mit Bescheid zu treffen. 
Parteistellung haben der Projektwerber/die Projektwerberin, der Umweltanwalt und die 
Standortgemeinde. Vor der Entscheidung sind die mitwirkenden Behörden und das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan zu hören. Die Entscheidung ist von der Behörde in geeigneter Form kundzumachen und 
der Bescheid jedenfalls zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen und auf der Internetseite der UVP-
Behörde, auf der Kundmachungen gemäß §  9 Abs.  4 erfolgen, zu veröffentlichen; der Bescheid ist als 
Download für sechs Wochen bereitzustellen. Die Standortgemeinde kann gegen die Entscheidung 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben. Der Umweltanwalt und die mitwirkenden Behörden 
sind von der Verpflichtung zum Ersatz von Barauslagen befreit.“ 

3. Nach § 3 Abs. 7 wird folgender Abs. 7a eingefügt: 

„(7a) Stellt die Behörde gemäß Abs. 7 fest, dass für ein Vorhaben keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist, ist eine gemäß § 19 Abs. 7 
anerkannte Umweltorganisation berechtigt, einen Antrag auf Überprüfung der Einhaltung von 
Vorschriften über die UVP-Pflicht an den Umweltsenat zu stellen. Der Antrag ist binnen vier Wochen ab 
dem Tag der Veröffentlichung des Bescheides im Internet schriftlich bei der Behörde einzubringen. Ab 
dem Tag der Veröffentlichung im Internet ist einer gemäß § 19 Abs.  7 anerkannten Umweltorganisation 
Einsicht in den Verfahrensakt zum Feststellungsverfahren zu gewähren. Im Antrag ist anzugeben, welche 
Vorschriften die anerkannte Umweltorganisation durch die Entscheidung als verletzt erachtet und auf 
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welche Gründe sich diese Behauptung stützt. Für die Ausübung dieses Antragsrechtes ist der im 
Anerkennungsbescheid gemäß § 19 Abs. 7 ausgewiesene örtliche Zulassungsbereich maßgeblich. Für die 
Entscheidung des Umweltsenates über diesen Antrag gilt § 66 AVG mit der Maßgabe, dass anstelle der 
Berufung der Antrag auf Überprüfung tritt. Der Umweltsenat hat die Entscheidung über diesen Antrag 
innerhalb von sechs Wochen mit Bescheid zu treffen. Der Projektwerber/ die Projektwerberin hat 
Parteistellung im Überprüfungsverfahren.“ 

4. § 3a Abs. 4 lautet: 

„(4) Bei der Feststellung im Einzelfall hat die Behörde die in § 3 Abs. 4 Z 1 bis 3 angeführten 
Kriterien zu berücksichtigen. § 3 Abs. 7 ist anzuwenden. Die Einzelfallprüfung gemäß Abs. 1 Z 2, Abs. 2, 
3 und 6 entfällt, wenn der Projektwerber/die Projektwerberin die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt.“ 

5. In § 5 Abs. 2 wird ein zweiter Satz angefügt: 

„Die Behörde kann festlegen, dass bestimmte Angaben und Unterlagen, die nicht für die Abschätzung der 
Umweltauswirkungen notwendig sind, erst in einem späteren Verfahrensstadium nachgereicht werden 
können.“ 

6. § 17 Abs. 3 lautet: 

„(3) Für Vorhaben der Z 9 bis 11 und Z 16 des Anhanges 1 sind an Stelle des Abs. 2 die Kriterien 
des § 24f Abs. 1 und 2 anzuwenden. Gleiches gilt für Vorhaben der Z 14, sofern sie Flughäfen gemäß 
§ 64 des Luftfahrtgesetzes, BGBl. Nr. 253/1957, betreffen; für diese Vorhaben der Z 14 sowie für 
Vorhaben der Z 9 bis 11 des Anhanges 1 sind weiters die Bestimmungen des § 24f Abs. 15 Satz 1 und 2 
sowie die Bestimmungen des Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetzes anzuwenden.“ 

7. § 17 Abs. 9 lautet: 

„(9) Der Genehmigungsbescheid hat dingliche Wirkung. Genehmigungsbescheide betreffend 
Vorhaben der Z 18 des Anhanges 1 haben bindende Wirkung in Verfahren zur Genehmigung von 
Ausführungsprojekten nach den darauf anzuwendenden Verwaltungsvorschriften.“ 

8. Dem § 17 wird folgender Abs. 10 angefügt: 

„(10) Genehmigungsbescheide betreffend Vorhaben der Z 18 des Anhanges 1 können bis zu deren 
Ausführung nach den Bestimmungen des § 18b geändert werden. Änderungen im Sinne von § 18b sind 
betreffend Vorhaben der Z 18 des Anhanges 1 nur Änderungen der Flächeninanspruchnahme oder der 
Bruttogeschoßfläche, des Ausmaßes der Versickerungsflächen, der Anzahl und räumlichen Verteilung der 
KFZ-Stellplätze, der Gebäudehöhen, der Art der Nutzung und der räumlichen Verteilung der 
Gesamtkontingente (Bruttogeschoßfläche samt prozentueller Anteile der Nutzungsarten), der 
Energieversorgung, des Verkehrs- und Erschließungssystems sowie des Systems der Abfall- und 
Abwasserentsorgung, soweit unter Zugrundelegung des Beurteilungsmaßstabes im durchgeführten UVP-
Verfahren nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter zu erwarten sind.“ 

9. Dem § 20 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Vorhaben der Z 18 des Anhanges 1 erfolgt keine Abnahmeprüfung.“ 

10. Dem § 21 wird folgender Abs.  5 angefügt: 

„(5) Auf Vorhaben der Z 18 lit. b des Anhanges 1 finden die Absätze 1 bis 4 keine Anwendung. Mit 
Rechtskraft des Genehmigungsbescheides für Vorhaben der Z 18 lit. b des Anhanges 1 geht die 
Zuständigkeit für die Vollziehung und Überwachung des Genehmigungsbescheides auf die Behörden 
über, die nach den Verwaltungsvorschriften gemäß ihrem Wirkungsbereich für die Genehmigung der 
Ausführungsprojekte zuständig sind. Für die in § 17 Abs. 10 genannten Änderungen im Sinne von § 18b 
bleibt die Behörde nach § 39 Abs. 1 zuständig.“ 

11. § 24 Abs. 1 lautet: 

„(1) Wenn ein Vorhaben gemäß § 23a oder § 23b einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu 
unterziehen ist, hat der Bundesminister/die Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie 
die Umweltverträglichkeitsprüfung und ein teilkonzentriertes Genehmigungsverfahren durchzuführen. In 
diesem Genehmigungsverfahren sind alle vom Bund zu vollziehenden, für die Ausführung des Vorhabens 
erforderlichen materiellen Genehmigungsbestimmungen anzuwenden, auch soweit sie in den eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinden fallen. Der Landeshauptmann kann mit der Durchführung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung, des teilkonzentrierten Genehmigungsverfahrens und der Entscheidung 
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ganz oder teilweise betraut werden, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit 
und Kostenersparnis gelegen ist.“ 

12. § 24 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Landesregierung hat ein teilkonzentriertes Genehmigungsverfahren durchzuführen, in dem 
sie alle vom Land zu vollziehenden, für die Ausführung des Vorhabens erforderlichen 
Genehmigungsbestimmungen, auch soweit sie in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde fallen, 
anzuwenden hat. Die Bezirksverwaltungsbehörde kann mit der Durchführung des teilkonzentrierten 
Genehmigungsverfahrens und der Entscheidung ganz oder teilweise betraut werden, wenn dies im 
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist.“ 

13. In § 24 entfällt Abs. 4; Abs. 3a erhält die Bezeichnung „(4)“. 

14. § 24 Abs. 5 vorletzter Satz lautet: 

„Die Entscheidung ist von der Behörde in geeigneter Form kundzumachen und der Bescheid jedenfalls 
zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen und auf der Internetseite der UVP-Behörde, auf der 
Kundmachungen gemäß §  9 Abs.  4 erfolgen, zu veröffentlichen; der Bescheid ist als Download für sechs 
Wochen bereitzustellen.“ 

15. Im § 24 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 5a eingefügt: 

„(5a) Stellt die Behörde gemäß Abs. 5 fest, dass für ein Vorhaben keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist, ist eine gemäß § 19 Abs. 7 
anerkannte Umweltorganisation berechtigt, binnen sechs Wochen ab dem Tag der Veröffentlichung des 
Bescheides im Internet eine Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zur Wahrung der Einhaltung von 
Vorschriften über die UVP-Pflicht zu erheben. Ab dem Tag der Veröffentlichung im Internet ist einer 
gemäß § 19 Abs.  7 anerkannten Umweltorganisation Einsicht in den Verfahrensakt zum 
Feststellungsverfahren zu gewähren. Für die Ausübung dieses Rechtes ist der im Anerkennungsbescheid 
gemäß § 19 Abs. 7 ausgewiesene örtliche Zulassungsbereich maßgeblich.“ 

16. § 24 Abs. 7 lautet: 

„(7) Soweit in den folgenden Bestimmungen dieses Abschnittes nicht anderes geregelt ist, sind im 
Verfahren nach Abs. 1 anzuwenden: § 2 (Begriffsbestimmungen) mit der Maßgabe, dass auch die 
Behörde nach Abs. 3 zu den mitwirkenden Behörden zählt; § 4 (Vorverfahren und Investorenservice); § 6 
(Umweltverträglichkeitserklärung) mit der Maßgabe, dass die Behörde festlegen kann, dass bestimmte 
Angaben und Unterlagen, soweit sie nicht für eine Abschätzung der Umweltauswirkungen in diesem 
Verfahrensstadium notwendig sind, erst in einem späteren Genehmigungsverfahren vorzulegen sind; § 10 
Abs. 1 bis 6 und 8 (grenzüberschreitende Auswirkungen); § 16 Abs. 1 und 2 (mündliche Verhandlung).“ 

17. In § 24a Abs. 3 zweiter Satz wird die Wortfolge „sowie die neben der nach § 24 Abs. 1 zuständigen 
Behörde nach den Verwaltungsvorschriften für die Genehmigung eines gemäß § 23a oder § 23b UVP-
pflichtigen Vorhabens zuständigen Behörden“ durch die Wortfolge „und die Behörde gemäß § 24 Abs. 3“ 
ersetzt. 

18. In § 24b Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge „den sonstigen für die Erteilung von Genehmigungen 
zuständigen Behörden“ durch die Wortfolge „der Behörde gemäß § 24 Abs. 3“ ersetzt. 

19. § 24f Abs. 2 lautet: 

„(2) Wird im Einzelfall durch die Verwirklichung des Vorhabens ein wesentlich größerer Kreis von 
Nachbarn bestehender Verkehrsanlagen dauerhaft entlastet als Nachbarn des Vorhabens belastet werden, 
so gilt die Genehmigungsvoraussetzung des Abs. 1 Z 2 lit. c als erfüllt, wenn die Belästigung der 
Nachbarn so niedrig gehalten wird, als dies durch einen im Hinblick auf den erzielbaren Zweck 
wirtschaftlich vertretbaren Aufwand erreicht werden kann. Bestehen besondere 
Immissionsschutzvorschriften, so ist insoweit die Gefährdung im Sinn des Abs. 1 Z 2 lit. a und die 
Zumutbarkeit einer Belästigung im Sinn des Abs. 1 Z 2 lit. c nach diesen Vorschriften zu beurteilen.“ 

20. § 24f Abs. 6 lautet: 

„(6) Die nach § 24 Abs. 1 und 3 zuständigen Behörden haben die Abs. 1 bis 5, 13 und 14 
anzuwenden, soweit sie für ihren Wirkungsbereich maßgeblich sind.“ 

21. In § 24f Abs. 7 wird die Wortfolge „den anderen zuständigen Behörden“ durch die Wortfolge „der 
nach § 24 Abs. 3 zuständigen Behörde“ ersetzt. 
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22. § 24f Abs. 16 entfällt. 

23. § 24g lautet: 

„§ 24g. (1) Änderungen einer gemäß § 24f erteilten Genehmigung (§ 24f Abs. 6) sind vor dem in 
§ 24h Abs. 3 genannten Zeitpunkt unter Anwendung der Genehmigungsvoraussetzungen des § 24f 
zulässig, wenn 

 1. sie nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung dem § 24f Abs. 1 bis 5 nicht 
widersprechen und 

 2. die von der Änderung betroffenen Beteiligten gemäß § 19 Gelegenheit hatten, ihre Interessen 
wahrzunehmen. 

Die Behörde hat dabei notwendige Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens zu vorzunehmen. 

(2) Die Behörde gemäß § 24 Abs. 1 hat vor Erlassung einer Genehmigung nach § 24f Abs. 6 oder 
deren Änderung die Umweltverträglichkeitsprüfung insoweit zu ergänzen, als dies im Hinblick auf ihre 
Zwecke notwendig ist. 

(3) Für Vorhaben nach § 23a gilt darüber hinaus: Immissionsneutrale Änderungen zur Anpassung an 
den Stand der Technik, immissionsneutrale Änderungen der technischen Ausführung sowie Änderungen 
der Bauabwicklung mit irrelevanten Auswirkungen sind nicht genehmigungspflichtig, wenn die 
Genehmigungsvoraussetzungen nach § 24f Abs. 1 eingehalten werden. § 24f Abs. 1 Z 2 lit. a gilt in 
Bezug auf das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der Nachbarn/Nachbarinnen auch als eingehalten, 
wenn die von der Änderung betroffenen Nachbarn/Nachbarinnen dieser nachweislich zugestimmt haben. 
Der Projektwerber/Die Projektwerberin hat über das Vorliegen der oben angeführten Voraussetzungen 
eine im Rahmen seiner Befugnis ausgestellte Bestätigung eines Ziviltechnikers oder Ingenieurbüros 
einzuholen und der Behörde auf Verlangen vorzulegen. Eine Auflistung der auf Grund dieser 
Bestimmung vorgenommenen Änderungen ist der Fertigstellungsanzeige gemäß § 24h Abs. 1 
anzufügen.“ 

24. Dem § 46 wird folgender Abs. 23 angefügt: 

„(23) Auf Vorhaben des Anhanges 1, die erstmals unter den Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes fallen und für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 77/2012 ein nach den Verwaltungsvorschriften erforderliches Genehmigungsverfahren anhängig ist, 
ist dieses Bundesgesetz nicht anzuwenden, sofern nicht der Projektwerber/die Projektwerberin bei der 
Landesregierung die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung und des konzentrierten 
Genehmigungsverfahrens bzw. eine Einzelfallprüfung beantragt. Auf Vorhaben, für die ein 
Genehmigungsverfahren nach dem dritten Abschnitt vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 77/2012 eingeleitet wurde, sind die Bestimmungen des §§ 24 Abs. 1, 3, 3a und 7, des § 24a Abs. 3, 
und des § 24f Abs. 6 und 7 in ihrer Fassung vor Inkrafttreten dieser Novelle anzuwenden. Auf 
Änderungsvorhaben, für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 77/2012 
ein Genehmigungsverfahren nach § 24g anhängig ist, ist diese Bestimmung in der Fassung vor dem 
Inkrafttreten dieser Novelle anzuwenden.“ 

25. Anhang 1 Z 6 (Spalte 2) lautet: 

„a) Anlagen zur Nutzung von Windenergie mit einer elektrischen Gesamtleistung von mindestens 20 
MW oder mit mindestens 20 Konvertern mit einer Nennleistung von mindestens je 0,5 MW.“ 

26. Anhang 1 Z 6 (Spalte 3) lautet: 

„b) Anlagen zur Nutzung von Windenergie in schutzwürdigen Gebieten der Kategorie A mit einer 
elektrischen Gesamtleistung von mindestens 10 MW oder mit mindestens 10 Konvertern mit einer 
Nennleistung von mindestens je 0,5 MW.“ 

27. Anhang 1 Z 18 lit. b (Spalte 2) lautet: 

„b) Städtebauvorhaben
3a)

 mit einer Flächeninanspruchnahme von mindestens 15 ha und einer 
Bruttogeschoßfläche von mehr als 150 000 m

2
;“ 

28. In Anhang 1 Z 18 (Spalte 3) wird folgender Schlusssatz angefügt: 

„Bei lit. b ist § 3 Abs. 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Summe der Kapazitäten, die innerhalb 
der letzten 5 Jahre genehmigt wurden, einschließlich der beantragten Kapazität bzw. 
Kapazitätsausweitung heranzuziehen ist.“ 
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29. In Anhang 1 Z 28 (Spalte 1) wird folgende lit. a eingefügt: 

„a) Hydromechanisches Aufbrechen („Frac-Behandlung“) von Gesteinsschichten bei unkonventionellen 
Erdöl- oder Erdgasvorkommen;“ 

30. In Anhang 1 Z 28 (Spalte 3) erhält der bisherige Eintrag die Bezeichnung „b)“ und lautet: 

„b) Neuerrichtung von Anlagen für Tiefbohrungen ab 1 000 m Teufe in schutzwürdigen Gebieten der 
Kategorie A; ausgenommen sind Probe- und Erkundungsbohrungen, soweit nicht bereits durch lit. a 
erfasst, Bohrlochbergbau auf Salz sowie die unter Z 29 und 33 erfassten Tätigkeiten.“ 

31. In Anhang 1 Z 28 (Spalte 3) wird folgender Schlusssatz angefügt: 

„Berechnungsgrundlage für Änderungen der lit. a (§ 3a Abs. 3) ist die Förderkapazität an Erdöl oder 
Erdgas in Tonnen bzw. Kubikmeter.“ 

32. Anhang 1 Z 30 (Spalte 1) lautet: 

„a) Wasserkraftanlagen (Talsperren, Flussstaue, Ausleitungen) mit einer Engpassleistung von 
mindestens 15 MW; 

b) Wasserkraftanlagen (Talsperren, Flussstaue, Ausleitungen) mit einer Engpassleistung von 
mindestens 10 MW, wenn die Rückstaulänge, berechnet auf Basis des mittleren Durchflusses (MQ), 
das 20-fache der Gewässerbreite, gemessen in der Achse der Wehranlage, erreicht; 

c) Wasserkraftanlagen (Talsperren, Flussstaue, Ausleitungen) in Kraftwerksketten. Kraftwerkskette ist 
eine Aneinanderreihung von zwei oder mehreren Wasserkraftanlagen mit einer Engpassleistung von 
je mindestens 2 MW ohne ausreichenden Mindestabstand

7)
 zwischen den Wehranlagen im 

Fischlebensraum. 

Ausgenommen von Z 30 sind technische Maßnahmen zur Erhöhung der Engpassleistung oder zur 
sonstigen Effizienzsteigerung an bestehenden Anlagen, die keine Auswirkungen auf die 
Restwasserstrecke, die Unterliegerstrecke oder die Stauraumlänge in Folge einer Erhöhung des Stauzieles 
haben, sowie alle Maßnahmen, die zur Herstellung der Durchgängigkeit vorgenommen werden. 

Bei lit. b) und c) sind § 3 Abs. 2 und § 3a Abs. 6 nicht anzuwenden.“ 

33. Fußnote 3a in Anhang 1 lautet: 

„
3a

 Städtebauvorhaben sind Erschließungsvorhaben zur gesamthaften multifunktionalen Bebauung, 
jedenfalls mit Wohn- und Geschäftsbauten einschließlich der hierfür vorgesehenen Erschließungsstraßen 
und Versorgungseinrichtungen mit einem über das Gebiet des Vorhabens hinaus reichenden 
Einzugsbereich. Städtebauvorhaben bzw. deren Teile gelten nach deren Ausführung nicht mehr als 
Städtebauvorhaben im Sinne dieser Fußnote.“ 

34. Fußnote 7 in Anhang 1 lautet: 

„
7
 Als ausreichender Mindestabstand gilt unter Zugrundelegung des vorhabensseitigen 

Gewässereinzugsgebietes (EZG) folgende Gewässerlänge: 1 km bei EZG kleiner 10 km², 2 km bei EZG 
von 10 – 50 km², 3 km bei EZG von 51 – 100 km², 4 km bei EZG von 101 – 500 km², 5 km bei EZG von 
501 – 1 000 km², 10 km bei EZG ab 1 001 km².“ 

Artikel 2 

Änderung des Luftfahrtgesetzes 

Das Luftfahrtgesetz, BGBl. Nr. 253/1957, zuletzt geändert durch das Budgetbegleitgesetz 2011, 
BGBl. I Nr. 111/2010, wird wie folgt geändert: 

1. In § 145b wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Für Vorhaben nach Abs. 1 kann ergänzend zu § 97 lit. a für die Errichtung oder Änderung von 
Flughäfen samt den zugehörigen Bodeneinrichtungen das Eigentum an Liegenschaften sowie die 
dauernde oder zeitweilige Einräumung, Einschränkung und Aufhebung von dinglichen oder 
obligatorischen Rechten (insbesondere Nutzungs- und Bestandrechten) an solchen im Wege der 
Enteignung in Anspruch genommen werden. Insbesondere können zu diesen Zwecken durch Enteignung 
auch die für die Anlage von Ablagerungsplätzen, Zufahrten sowie die zur Aufrechterhaltung der 
Verkehrsbeziehungen erforderlichen Grundstücke erworben werden. Die §§ 98 und 99 sind anzuwenden.“ 
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2. In § 173 wird folgender Abs. 35 angefügt: 

„(35) § 145b Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 77/2012 tritt mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft und gilt für Vorhaben, die bis spätestens 
31.12.2022 eingereicht werden.“ 

Fischer 

Faymann 
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